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Die neuen Blitzer sind gepanzert
Polizei erprobtmobile Tempo-Messgeräte. Stahl und Panzerglas schützen sie vor Angriffen

Von Peter Neumann

Das gepanzerte Fahrzeug sieht
unheimlich aus, fast wie ein

Ein-Mann-Bunker auf Rädern. Doch
hinter dem breiten Schlitz, der sich
waagrecht durch den grau lackierten
Stahl zieht, verbirgt sich kein He-
ckenschütze. EinMessgerät stellt die
Geschwindigkeit der Fahrzeuge fest,
die an dem Anhänger vorbeifahren,
und wenn sie zu schnell sind, wird
ein Blitzer ausgelöst. Vitronic Poli-
scan Enforcement Trailer heißt das
neueste Tempo-Messgerät der Berli-
ner Polizei. Seit kurzem steht die
schusssichere Stahlkonstruktion am
Columbiadamm in Kreuzberg und
nimmt den Verkehr ins Visier, der in
Richtung Flughafenstraße rollt.

Säule in Köpenick beschädigt

„Der neue Geschwindigkeitsmess-
anhänger wird seit Mittwoch einge-
setzt“, hieß es am Donnerstag bei
der Polizei. Nachdem das Personal
geschult worden ist, sollen nun Er-
fahrungen gesammelt werden, um
über einen möglichen Kauf zu ent-
scheiden. Der 1,3 Tonnen schwere
Blitzeranhänger, der am Columbia-
damm steht, hat ein Wiesbadener
Kennzeichen – inWiesbaden hat die
Firma Vitronic ihren Sitz. Das Gerät
ist gemietet, wofür pro Monat etwa
5000 Euro berechnet werden. Bei ei-
nem Kauf würden 130 000 Euro fäl-
lig. Der zweite Blitzeranhänger geht
nächsteWoche in Betrieb. Beide Ge-
rätewerden sechsMonate getestet.
Die halbstationären Blitzer gelten

als ein ideales Mittelding zwischen
den Messgeräten, die an kritischen
Straßenabschnitten dauerhaft sta-
tioniert sind, und denmobilen Anla-
gen, die von Polizisten vor Ort be-

treut werden müssen. „Sie können
überall aufgestellt werden,wo sie ge-
rade gebraucht werden: in Tempo-
30-Bereichen, vor Schulen und Kin-
dergärten, auf der Stadtautobahn“,
sagt ein Polizeibeamter. Die Stärke
derTechnik liegedarin, dass sie flexi-
bel einsetzbar ist und während des
Betriebs kein Personal benötigt.
DieAkkus liefernStromfür sieben

Tage. Eine massive Stahlummante-
lung, die auch die beiden Räder und
die Deichsel umschließt, und Pan-
zerglas schützen die Technik vor An-
griffen erboster Autofahrer. Dass sol-
cheAttackenauch inBerlin erfolgten
zeigt das Beispiel eines fest statio-
nierten Blitzers in Treptow-Köpe-
nick. Die Säule, die Anfang Novem-
ber in der Straße An der Wuhlheide
aufgestellt wurde, ist im ersten Mo-
nat dreiMal beschädigt worden.
Am Mittwoch gegen 14.15 Uhr

wurde der halbstationäre Blitzer am

Columbiadamm scharf geschaltet.
Bereits in den ersten knapp 17 Stun-
den bis 7 Uhr am Donnerstagmor-
gen löste er 98 Mal aus. Die höchste
gemessene Geschwindigkeit betrug
84 Kilometer pro Stunde – 34 zu viel.
„Nicht angepasste Geschwindig-

keit“ ist die dritthäufigste Unfallur-
sache in Berlin. Darum hat die Poli-
zei auch die Zahl der fest stationier-
ten Blitzer aufgestockt. Zu den 22
Anlagen, die es bisher gab, sind zehn
weitere dazugekommen. ImDezem-
ber vergangenen Jahreswurdedamit
begonnen, diese Blitzer in Betrieb zu
nehmen. IndiesemJahrwerdenzwei
weitere Anlagen dazu kommen – im
Tiergartentunnel und im Tunnel
FlughafenTegel (AutobahnA 111).

MehrUnfällemit Fußgängern

Doch nicht in jedem Fall sind Auto-
fahrer von solcher Technik beein-
druckt. Als kurz vor Weihnachten
2018 der Blitzer auf der Autobahn
A 111 in Heiligensee in Betrieb ge-
nommen wurde, löste er schon bald
mehrmals aus – obwohl Polizisten in
Dienstkleidung gut sichtbar neben
demGerät standen, traten viele Fah-
rer dennoch nicht aufs Bremspedal.
ImMärzmöchtedieBerlinerPoli-

zei ihre Verkehrsunfallbilanz für das
vergangene Jahr vorstellen. Wie be-
richtet, deutenbisherigeAuswertun-
gen darauf hin, dass die Zahl der Zu-
sammenstöße 2018 erneut gestiegen
ist. So lag die Zahl der Kollisionen
mit Fußgängern im Zeitraum Januar
bis September um 5,3 Prozent höher
als in denselben Monaten des Vor-
jahres. Bei den Unfällen mit Radfah-
rerbeteiligung betrug der Zuwachs
12,9 Prozent. Die Zahl der Men-
schen, die verletzt oder getötet wur-
den, stieg um5,7 Prozent. (mit nkk.)

Der futuristisch aussehende Blitzer
parkt am Columbiadamm. MORRIS PUDWELL

Enteignung schafft keine einzige neueWohnung
UlrichBattis, Verfassungs- undVerwaltungsrechtler,

über dasGrundgesetz, dieMöglichkeiten einer

Sozialisierung vonWohnraumunddie Auswirkungen

eines solchen Schrittes auf den Föderalismus

D
ie Initiative „Deutsche
Wohnen & Co. enteig-
nen!“ agiert unter fal-
scher Flagge. Die Initia-

tive zielt nicht auf Enteignung, son-
dern auf Sozialisierung.
Die in Artikel 14 Abs. 3 des Grund-

gesetzes (GG) verfassungsrechtlich
geregelte Enteignung ist ein rechts-
staatliches Instrument, durch das der
Gesetzgeber die Verwaltung ermäch-
tigt, ein für einbestimmtesVorhaben,
etwa den Bau einer Eisenbahntrasse,
erforderliches Grundstück zwangs-
weise zu beschaffen. Die Enteignung
muss dem Wohl der Allgemeinheit
dienen. Der Eingriff in das grund-
rechtlich geschützte Eigentum muss
gemäß dem rechtsstaatlichen Über-
maßverboterforderlichundnichtun-
verhältnismäßig belastend sein. Art
und Ausmaß der Entschädigung
müssen gesetzlich geregelt sein. Der
Eigentümer kann sich gegen die Ent-
eignung und wegen der Höhe der
Entschädigunggerichtlichwehren.
GemäßArtikel 15GGkönnen zum

Zwecke derVergesellschaftung durch
ein Gesetz Grund und Boden, Natur-
schätzeundProduktionsmittel inGe-
meineigentum überführt werden.
Die Väter und Mütter des Grundge-
setzes haben diese Sozialisierung be-
wusstalsAlternativezurgrundrechts-
geschützten Marktwirtschaft konzi-
piert, und zwar auf Drängen der da-
mals den Sozialismus verfechtenden
SPD und KPD. Den vorherrschenden
Zeitgeist der zweiten Hälfte der 40er-
Jahrebelegt auch, dassdieCDU in ih-
rem Ahlener Programm den Kapita-
lismus für abgewirtschaftet erklärte.
Artikel 15 GG ist weder ausdrücklich
noch durch stillen Verfassungswan-
del außerKraft getreten.
Artikel 15 GG ist also trotz weit-

reichenden Schutzes derwirtschaftli-
chen Betätigung durch das Eigen-
tumsgrundrecht und dasGrundrecht
der Berufsfreiheit bis heute geltendes
Recht,auchwenndieVorschrift inder
Geschichte der Bundesrepublik

Gastbeitrag

„Überfällig ist aber auch, die Arbeitsfähigkeit
der kaputt gesparten Bauverwaltung durch
mehr Personal wiederherzustellen.“

Ulrich Battis, Verfassungs- und Verwaltungsrechtler

Deutschlandnieangewendetworden
ist. Das in der Finanzkrise gemäß Ar-
tikel 74Nr. 15GGerlasseneRettungs-
übernahmegesetz zugunsten von
Banken, zum Beispiel der Commerz-
bank, istzwarmiteinerSozialisierung
verglichen worden, aber nicht eine
solche gewesen.
Wenn Berlin in Ausübung seiner

Gesetzgebungskompetenz ein Sozi-
alisierungsgesetz erließe, so könnte
dies auch nicht als verfassungswidri-
ger Verstoß gegen die bundesstaatli-
che Rechts- und Wirtschaftseinheit
bewertet werden, weil der Bund
durch Ausübung seiner konkurrie-
renden Gesetzgebung (Art. 72 GG)
Remedur schaffen könnte.
Anders als die Anordnung einer

Enteignung unterliegt die politische
Entscheidung für eine Sozialisierung
nicht den strengen Begrenzungen
durch das Übermaßverbot. Die So-
zialisierung muss keineswegs verfas-
sungsrechtlich erforderlich sein. Der
Zugriff auf Grund und Boden ist also
bei der Sozialisierung verfassungs-
rechtlich leichter möglich als bei ei-
ner Enteignung.
Allerdings muss das Sozialisie-

rungsgesetzArt undAusmaßderEnt-
schädigung der Eigentümer regeln.
Wie bei der Enteignung muss die
Höheder Entschädigung gemäßArti-
kel 14 Abs. 3, Satz 3GGdurch gerech-
ten Ausgleich der öffentlichen und
privatenBelange imGesetzbestimmt
werden.
Das Bundesverfassungsgericht

(BVerfG) hat gegen die ständige
Rechtsprechung der für die Höhe der
Entschädigung zuständigen Zivilge-
richte schon früh entschieden, dass
die Interessen der Allgemeinheit
beim Bodeneigentum in weit stärke-
remMaße zur Geltung zu bringen zu
seien als bei anderen Vermögensgü-
tern. Der Gesetzgeber könne jeden
nach den Umständen vollenWerter-
satz, aber auch eine darunter lie-
gende Entschädigung festlegen. Der
Bundesgesetzgeber ist dem gefolgt
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und hat etwa im Baugesetzbuch den
Handlungsspielraum des Artikel 14
Abs. 3, Satz 3 GG nutzend eine nor-
mativ begrenzte Verkehrswertent-
schädigung eingeführt. Mehrere ge-
setzliche Reduktionsklauseln, zum
Beispiel hinsichtlich Spekulationsge-
winnen, eigenmächtigen Verände-
rungen, städtebaulichen Missstän-
den, schränken die Verkehrsschädi-
gung ein. Durch die Verweisung von

Artikel15GGaufArtikel14Abs.3,Satz
3 GG gilt für die Entschädigung we-
gen Sozialisierung prinzipiell nichts
anderes. Der Spielraum des entschä-
digenden Gesetzgebers ist tendenzi-
ell, nicht aber prinzipiell größer als
bei der Enteignung. Langjährige
Rechtsstreitigkeiten umdieHöhe der
Entschädigung wären im Falle einer
Sozialisierung mit Sicherheit zu er-
warten.Angesichtsdes vonder Initia-

tive „DeutscheWohnen & Co. enteig-
nen“ angestrebten Umfangs der So-
zialisierung sind viele Milliarden an
Entschädigung zu erwarten. Ob es
sich um einen hohen einstelligen
oder einen mittleren zweistelligen
Milliardenbetrag handelt, kann da-
hinstehen.
Das immer noch hoch verschul-

dete Land Berlin ist ab 1. Januar 2020
an die Schuldenbremse von Artikel
109Abs. 3, 143dAbs. 2GGgebunden.
Es ist nicht ersichtlich, wie der Berli-
ner Gesetzgeber diesen zwingenden
Vorgaben des Bundes- und des Euro-
parechts gerecht werden kann. Die
Vertreter der Initiative wollen be-
zeichnenderweise die Lösung dieser
(unlösbaren)AufgabederBerlinerSe-
natsverwaltungüberlassen.
Hinzu kommt ein politisches Ar-

gument: Berlin hat zwar die Gesetz-
gebungskompetenz, um eine Soziali-
sierung gemäß Artikel 15 GG umzu-
setzen. Aber die bundespolitischen
Wirkungenwärenfatal.Bayernhat im
Jahre 2018 über sechs Milliarden in
den Länderfinanzausgleich einge-
zahlt. Berlin hat daraus mehr als vier
Milliarden erhalten. Auch nach der
anstehendenUmstellung des födera-
lenFinanzausgleichsdurchdieHaus-
halts- und Finanzreform 2018 wird
Berlin Empfängerland und Nutznie-
ßer der Verteilung des Anteils an der
Mehrwertsteuer durch die Länder
bleiben und Ausgleichszahlungen
des Bundes erhalten. Eine maßgebli-
che Mitfinanzierung der Berliner So-
zialisierungdurchdenRest derRepu-
blik dürfte politisch nicht zu vermit-
teln sein; von der Signalwirkung auf
die Investitionsbereitschaft in- und
ausländischer Investoren ganz zu
schweigen.
Durch eine Sozialisierung der Be-

stände der Deutsche Wohnen, der
Vonovia vonADO,Akeliusu.a.würde
keine einzige neue Wohnung ge-
schaffen. Artikel 28 Abs. 1 Satz 2 der
BerlinerVerfassung verpflichtet aber
das Land Berlin, die Schaffung ange-

messenen Wohnraums insbeson-
dere für Menschen mit geringem
Einkommen sowie die Bildung von
Wohnungseigentum zu fördern.
Dieser Verpflichtung widerspricht
eine Sozialisierung des bestehenden
Wohnraums total. Auch der vom Se-
nat propagierte beschränkte Ankauf
oder Rückkauf von Wohneigentum
erfülltnichtdiePflicht,dieSchaffung
neuen Wohnraums zu fördern. Die
dafür erforderlichen Mittel könnten
für Neubauten verwendet werden.
Die dadurch ausgelösten positiven
Effekte für den Berliner Wohnungs-
markt könnten zum Beispiel durch
Kooperationen mit der Immobilien-
wirtschaft verstärkt werden. Gar
keine zusätzlichen Finanzmittel
bräuchte es, um das wirkungsvollste
Instrument zur Verbesserung des
Wohnungsmarktes zu schaffen: die
überfälligeVerbesserungder Abläufe
in der das Bauen begleitenden Be-
zirks- und Senatsverwaltung in der
wachsenden Stadt Berlin. Überfällig
ist aberauch,dieArbeitsfähigkeitder
kaputt gesparten Bauverwaltung
durch mehr Personal wiederherzu-
stellen.AufdemWohn-undMietgip-
fel im Bundeskanzleramt sind 2018
zusätzlich zur Koalitionsvereinba-
rung von CDU/CSU und SPD zahl-
reiche Initiativen angestoßen wor-
den. Statt durch Sozialisierung ins
politische und finanzielle Abseits zu
fallen, sollteBerlin endlichdiebeste-
henden rechtlichen und finanziellen
Möglichkeiten für die Förderung des
Wohnungsbaus entschlossen nut-
zen, flankiert durch zielführende In-
itiativen imBundesrat.

Bisherige Beiträge in der Debatte: Peter
Strieder (18. Januar), Ralf Hoffrogge,
Initiative Enteignung (21. Januar), Se-
bastian Czaja, FDP (25. Januar), Ca-
rolaBluhm,Linke (28. Januar),Harald
Laatsch, AfD (29. Januar), Antje Ka-
pek, Grüne (30. Januar), Burkard
Dregger,CDU(5.Februar), Iris Spran-
ger, SPD (6. Februar)

Neue Liebe
im

Affen-Gehege
Gorilla-Dame Bibi zeigt
Interesse an Silberrücken

Gorilla-Männchen Sango fühlt
sich als neuer Chef im Gehege

des Berliner Zoos sichtlich wohl. Der
14-jährige Silberrücken habe sich
währendseiner erstenStunden inder
Hauptstadt anscheinend verliebt,
teiltederBerlinerZooamDonnerstag
mit.EinerstesAufeinandertreffenmit
denGorilla-WeibchenDjambala (17),
Bibi (21) undMpenzi (33) sei „beein-
druckend“ verlaufen. „Wir haben
Gesten beobachten können, die wir

Anzeige

bei Gorillas noch nie wahrgenom-
menhaben“, sagte einTierarzt.
Gorilla-Dame Bibi sei dem etwa

230 Kilo schweren Sango nichtmehr
von der Seite gewichen. Als Zeichen
ihrer Zuneigung habe sie ihm ihren
Handrücken präsentiert. Sie gilt als
ausgeglichen und fürsorglich.
Mpenzi und Djambala beobach-

teten den Neuankömmling dagegen
lieber aus sicherer Entfernung. „Mit
etwas Glück werden Sango und Bibi
in Zukunft für Nachwuchs sorgen“,
hoffen die Pfleger. Ab Freitag ist das
Menschenaffenhaus im Zoo Berlin
wieder regulär geöffnet. (dpa)

Lesen Sie amWochenende

MobileWelten
Dreckschleudern auf dem Abstellgleis:
Alternative Antriebe für Schiffe

Komfort aus Schweden:
Der Volvo XC60 DS im Test

Bezirk Marzahn-Hellersdorf
Beteiligung der Öffentlich-
keit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

Bebauungsplan 10-45
Tel.-Nr. (030) 90293-5241
(Geltungsbereich vgl. Planausschnitt)

Ziel/Zweck: Festsetzung von Ge-
werbegebieten, allgemeinen Wohn-
gebieten, private Grünfläche, Grün-
fläche mit der Zweckbestimmung
„Private Dauerkleingärten“, öffentli-
che Parkanlage mit der Zweckbe-
stimmung „Skateanlage“, Gemein-
bedarfsflächen mit den Zweckbe-
stimmungen „Kindertagesstätte“,
„Schule“, „Soziales Stadtteilzen-
trum“, „Sport- und Spielanlagen“
und „Jugendfreizeiteinrichtung“
sowie öffentlichen Verkehrsflächen
und öffentlichen Verkehrsflächen mit
den Zweckbestimmungen „Rad-
und Fußweg“, „Stadtplatz“ und
„Verkehrsberuhigter Bereich“.
Der Entwurf des Bebauungsplans
10-45 liegt mit Begründung und
Umweltbericht sowie den wesent-
lichen umweltbezogenen Stellung-
nahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
öffentlich aus.
Dem Amtsblatt von Berlin und dem
Internet sind die Arten der verfüg-
baren umweltbezogenen Infor-
mationen für den Bebauungsplan
10-45 zu entnehmen.
Zu diesem Bebauungsplanverfahren findet am 16. Februar 2019 ab 14.00 Uhr bis
16.30 Uhr in der Rahe-Hirsch-Schule, Peter-Weiss-Gasse 8 in 12627 Berlin eine
Informationsveranstaltung statt.

Bebauungsplan XXI-40bb
Tel.-Nr. (030) 90293-5241 (Geltungsbereich vgl. Planausschnitt)
Ziel/Zweck: Festsetzung von Wohnbau- und Mischgebietsflächen sowie öffent-
lichen Verkehrsflächen
Der Entwurf des Bebauungsplans XXI-40bb liegt mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2
BauGB öffentlich aus. Das Verfahren wird als beschleunigtes Verfahren gemäß
§ 13 a Abs. 1 ohne Umweltprüfung geführt.

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Diese
sind in die anschließende Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegen-
einander und untereinander einzubeziehen. Nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen können unberücksichtigt bleiben.
Ort: Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung,

Gesundheit, Personal und Finanzen, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich
Stadtplanung, Bürodienstgebäude Helene-Weigel-Platz 8, 12681 Berlin,
4. Etage, Foyer

Zeit: vom 18. Februar 2019 bis einschließlich 18. März 2019, Montag bis Mitt-
woch von 8.00 bis 16.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 18.00 Uhr, Freitag von
8.00 bis 14.00 Uhr sowie nach Vereinbarung

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des § 3
BauGB in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 Buchst. e Datenschutz-Grundverordnung und
Berliner Datenschutzgesetz. Geben Sie Ihre Stellungnahmen ohne Absenderanga-
ben ab, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung Ihrer
Stellungnahme. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der „Information über die
Datenverarbeitung im Bereich des Bebauungsplanverfahrens“, die mit ausliegt.
Die Unterlagen sind zusätzlich ab dem Auslegungszeitraum auch im Internet unter
der Beteiligungsplattform des Landes Berlin einsehbar: www.mein.berlin.de

Beteiligung der Bürger
an der Bauleitplanung

XXI-40bb

Bekanntmachungen


